
Aktenzeichen:

äl33£llgßläi
‚ I m N a m e n d e s V o l k e s

_
In Sachen

Verkündet

am 22° März 1956

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

0 a o o o 0 ° 0 o o c o o o e o o c c o o

Beklagte und Revisionsbeklagte

hat der SC Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung—vom 22.: März 1956

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts

vom 5° Oktober 1954 wird mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen° '

Von Rechts wegen°
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Die Beklagte hat durch Bescheid vom 10„ November 1951 den An—

spruch des Klägers auf Gewährung der Rentenleistung aus der

knappschaftlichen Rentenversicherung (Knappschaftsvollrente)

und der Rentenversicherung der Arbeiter (Invalidenversiche—
rung) als begründet anerkannt und gewährt ihm die Rente ab

1° Januar 1951° Gegen diesen Bescheid legte der Kläger am
220 November 1951 mit der Begründung Einspruch ein? daß er
entgegen der Ansicht der Beklagten nicht nur bis 19249 son—*

dern bis 1934 Beiträge gezahlt habe° Er sei zwar 1924 zu—

nächst zweimal kürzere Zeit arbeitslos gewesen (März bis Mai

und Mitte Mai bis Mitte August), habe dann aber ununterbrochen

bis 1934 auf der Zeche {XXXXXXX gearbeitetg Anschließend sei

er selbständiger Landwirt geworden° Der Einspruch wurde auf

Grund der Entscheidung des Geschäftsausschusses vom 230 Juni

1952 durch Bescheid vom 10 Juli 1952 mit der Begründung zu—

rückgewiesen? es sei nicht erwiesen? daß der Kläger über den

290 Februar 1924 hinaus auf der Zeche XXXKXXKK beschäftigt

gewesen sei[) Dies ergebe sich daraus9 daß auf der Beitrags—

karte des Klägers nur bis zu diesem Zeitpunkt Beiträge ver—

merkt seienq

Die gegen diesen Bescheid vom Kläger eingelegte Berufung wur—

de vbm Knappschaftsoberversicherungsamt (KOVA) KKKK£KIX durch

Urteil vom 60 Februar 1953 zurückgewiesen, da nicht erwiesen

sei‚ daß für die Zeit von 1924 bis 1934 Beiträge entrichtet

worden seien„

Der Kläger hat im Laufe des Verwaltungsverfahrens bzw° des

Verfahrens vor dem KOVA eine Reihe von Bescheinigungen von
Arbeitskameraden und Vorgesetzten eingereicht und beantragt,

diese als Zeugen zu vernehmen° Diese haben schriftlich im
wesentlichen folgendes bescheinigt:

'1e) Mage i e £a gg}e1e__Yk„ix‚un-.- ..= .- .
g.\

Ich beScheinige Herrn k};3(.mu{kf»f-Zliüäl.;daß er in der Zeit
von ca 1922 längere Jahre bei mir im Revier "XKHXKKKK

KXIX" beschäftigt war() Da die Unte11agen auf “X_XLXX;X"

durch Kriegseinwirkung vernichtet sind, kann ich keine ge—

nauen Angaben über die Abkehrzeit machen°

‚_3_„
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ÄXXÄ€}_1J£_„<VÄ
Herr XXXXXXXXXXX%XXX aus XXXKXXXKXXX war von 1922 mein

Arbeitskamerad auf Zeche xxxxxxxxa XXXXXX war 1924 zweimal

arbeitslos und ist zweimal wieder eingestellt worden„ Wie

lange XXXXXX gearbeitet hat‚ kann ich nicht bescheinigen°

Ich habe_bie zum Jahre 1939 gearbeitet9 da hatte KCX"&

Seine Arbeit schon einige Jahre aufgegeben° ‘ '

Xxxxxxxm ist nach Angabe des Klägers Anfang 1951 verstorbeno

]

Bescheinige hiermit dem Herrn XXXKCXXXXaus X’XX15XXXXIÄX‚
daß er auf der Zeche XXXXXXXX im Jahre 1924 zweimal ar—

beitslos war und zweimal wieder seine Arbeit aufgenommen

hat° Wie lange KXKXXX gearbeitet hat, kann ich nicht be—

scheinigen„ Ich habe bis 1930 auf'Zeche xxxxXxxx gearbei—

tet‚ da war XXXXXX noch am arbeiten° ' ‘

X\xxix ist nach Angabe des Klägers am 9
Oktober 1950

ver—
S\Ol oem

50)

Ich bekam Anfang Mai 1924 von
der Zeche xxxxXxxxxden Auf—'

trag9 meinem Arbeitskollegen XXXXXX Nachricht zu geben?

daß er die Arbeit auf XF?XYXXH wieder aufnehmen solltec

XX;XF31 hat die Arbeit wieder aufgenommeno Wie lange er

gearbeitet hat9 weiß ich nicht, da ich Ende 1924 meine

Tätigkeit auf xxxxxxxx aufgegebenhabeo

äxäl—=l£VDC1«IÄX1XX
(

Hiermit bescheinige ich XXKXXXXXXXXXXXX (J(VYV{[YX„) daß

derselbe nach 1924 noch auf XXXXXXXK tätig war Das Jahr

de1 Entlassung kann ich nicht angeben Ich bin bis heute

noch auf XNVVV{”Y tätig '&41451x4;4 411

.X.X.lf—L..>QL. Xi-_m__u—

Leider sind die alten Kohlenbücher von 1924 bis 1934 nicht

mehr vorhanden, so daß ich Ihnen nicht bestätigen kann.9

daß Sie in den fraglichen Jahren Belegschaftsmitglied wa—

ren“ bohl ist es mir erinnerlich, daß Sie in den frag—

lichen Jahren Deputatkohlen geholt haben, aber leider
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kann ich mein Erinnerungsvermögen nicht so konzentrieren,

daß ich eine eidesstattliche Versicherung abgeben kann,

daß es sich um Ihre Kohlen gehandelt hat°

7„) XXXXKXÄXXXXXX

Ich bescheinige, daß XIXQXX nach 1924 und noch länger be—

schäftigt war, Ich habe im Jahre 1930 meine Arbeit auf

XXXXXKXX aufgegeben,

so) XXXXX XXXXXXXXXX„

Bestätige hiermit? daß XXXXXX:XXXXXXXXX1929 auf XXX„XXXX‘

(iXXXXXXX)gearbeitet hat,
_

!

9dxuwmmmwix

Hiermit bestätige ich, daß ich Ende 1932 bis 1933 bei

XXIXXXX in Kost war X) :XXXXX war damals auf der Zeche be—

_ „„ . .scnaitigt,
. > \

Die Zeche -fXXYYNX gab außerdem auf nochmalige Rückfrage am

30, Mai 1952 folgende Erklärung ab:

Wie lange 'XXXXXX auf XXXXXXXX beschäftigt war, kann

nicht angegeben werden, da sämtliche Unterlagen durch

Kriegseinwirkung vernichtet sind„ Der jetzige Bekoh—

lun€smeister XXXXXXXXXXXXX weiß sich zu erinnern,
daß EQ im Jahre 1925 bzw° 1926 noch im Schlammbetrieb

‘tätig war, Ob Ei in Diensten der Zeche gestanden

oder bei einem Unternehmer beschäftigt war, läßt

sich nicht festst elleno Sonstige Zeugen sind nicht

orhanden°

Die gegen dieses Urteil erhobene Klage vor dem Landesverwal—

tungsgericht iXX‘X'CXI/{KKXYÜCKÄ ging nach 5 215 Abs„ 7 SGG als

Berufung auf das Landess ozia1gericht (LSGer )„xxxxfkfXXX

XXXXXXXXX?TJ‘ XXKXKüber,

Obwohl der Kläger selbst vorgetragen hat, daß er nur auf der

Zeche‘üjxxxX\m nicht aber auf dem Hydrierwerki■XXXl■äß

auch nicht bei einem auf der Zeche eingesetzten Unternehmer

gearbeitet habe, wurden Erhebungen bei den in Frage
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kommenden Landesversicherungsanstalten (LVA.en) in XXXXXXX
>und XXXXXXXKXX mit dem Ziel angestellt, festzustellen, ob dort

vielleicht Beiträge für den Kläger gezahlt worden seien„ Diese

Erhebungen verliefen jedoch negativo Bei der LVA„ in XX\XKXX

waren die Unterlagen durch Kriegseinwirkung vernichtet, bei

der LVA° in gmxxxxxxx■ ist der‘Kläger nicht geführt worden„

Bei den Ortskrankenkassen KKXXXXKX und XKXXXXXXXXXEEKXKXX an—

gestellte Ermittlungen verliefen ebenfalls ergebnislos„ Zudem

bescheinigte der als Zeuge benannte XXXXXXXXXXEXXXX daß in den

Jahren von 1922 bis 1934 keine Unternehmerfirmen in der Klär—
anlage? in welcher der Kläger nach seinen Angaben während die—

ser Zeit zum Teil gearbeitet haben will, eingesetzt gewesen

seien„ Das Hydrierwerk XXXXXKXXXertei1te ebenso wie zwei in
Frage kommende Unternehmerfirmen die Auskunft, daß der Kläger

nicht bei ihm beschäftigt gewesen sei„ Die Zeche XXXXXXXXX

konnte keine Auskunft erteilen9 da ihre Unterlagen ebenso wie

die des Klägers durch Kriegseinwirkung vernichtet sind„

Das LSGer° wies die Berufung durch Urteil vom 5(] Oktober 1954

mit im wesentlichen folgender Begründung zurück:

"Der Senat hatte darüber zu entscheiden, ob die Eintragungen
in der erhalten gebliebenen Beitragskarte der Beklagten auf

Grund der vom Kläger vorgelegten Bescheinigungen früherer Ar—

beitskameraden als unvollständig betrachtet werden müssen„ Für

die Entscheidung dieser Frage kommen mangels anderer Nachweise

und auf Grund der ergebnislos verlaufenen Ermittlungen der Be—

klagten und des erkennenden Gerichts nur diese Zeugenerklärungen

in Betracht°

Nach dem eigenen Vorbringen des Klägers, wonach er in dem

strittigen Zeitraum von 1924 bis 1934 nicht bei einer Unterneh—

merfirma beschäftigt gewesen, bei der Zeche geführt worden sein

und auch den Lohn nur von dieser erhalten haben will‚ scheidet

die Möglichkeit aus9 daß der Kläger nach seiner Abkehr von der

Zeche XXKXXXXX lediglich invalidenversicherungspflichtig be—

schäftigt war° Es wären demnach für ihn, ebenso wie für die

von ihm benannten Zeugen, Beiträge nur an die Knappschaft ab—

zuführen gewesen° Eine solche Beitragszahlung ist jedoch aus—

weislich der Beitragskarte des Klägers nicht erfolgt.°JLaw – Gesetze und Urteile
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Nach ständiger und von der Rechtsprechung gebilligter Praxis

ist es zulässig9 bei völligem oder teilweisen Verlust der Bei—]

tragsunterlagen entsprechend den ergangenen Richtlinien auch

nicht belegte Versicherungszeiten bei der Berechnung der Ren-

tenleistung für den Versicherten als rentensteigernd zu be—

rücksichtigen, wenn wenigstens die Tatsache einer versiche—

rungspflichtigen Beschäftigung in bestimmten Zeiträumen mit

hinreichender Wahrscheinlichkeit als erwiesen angesehen wer—
den kann° Von dieser Möglichkeit wird Gebrauch gemacht, wenn
behauptete Beschäftigungszeitcn durch einwandfreie Zeugenaus—

sagen glaubhaft bestätigt werden° Ein derartiger Sachverhalt

ist jedoch im vorliegenden Fall nicht gegeben„ Die Beitrags—

unterlagen über das knappschaftliche Versicherungsverhälthis

des Klägers liegen in Gestalt der Beitragskarte des Klägers

vor„ Wenn daher in einem solchen Falle die Beweiskraft der

vorhandenen Beitragsunterlagen durch andere Beweismittel ent—

kräftet werden soll? sind an diese Beweismittel strenge Anfor—

derungen zu stellen„ Dies gilt auch hier hinsichtlich der vom'

Kläger vorgelegten Zeugenerklärungen°

Die Bescheinigungen des Maschinenfahrsteigers XHXX und der

Zeugen XXXXXXXXXXXXXXXKXKXXX%XXund XXXKXXkönnen die Eintra—

gungen in der Beitragskarte schon deshalb nicht entkräften‚

weil sie zu unbestimmt gehalten sind° Der Maschinenfahrsteiger

XXXKXbescheinigt lediglich, daß der Kläger in der Zeit von

etwa 1922 ab längere Zeit in der Aufbereitung beschäftigt ge—

wesen sei° Aus der Bescheinigung geht nicht eindeutig hervor‚

daß der Kläger auch in der Zeit nach 1924 noch auf der Zeche

beschäftigt war„ Auch der Zeuge ÄKXXI weiß nicht, wie lange

der Kläger auf der Zeche gearbeitet hat‚ da er Ende 1924

— nach den Feststellungen der Beklagten Anfang Mai 1924 — die

Arbeit auf der Zeche XKKKXXIX aufgab° Ebenso hat der Zeuge

XKXXXX nur erklärt9 daß der Kläger 1924 noch auf der Schacht—

anlage KKXKX;KX tätig gewesen sei° Das Jahr der Entlassung
kann er nicht angeben° Bis Anfang 1924 ist aber die Entrich—

tung knapp3chaftlicher Beiträge ausweislich der Beitragskarte

der Beklagten auch anerkannt und nachgewiesen° Schließlich ist

auch die Bescheinigung des Zeugen XIÄXXK
zu unbestimmt gehal—

ten, da er
nur bescheinigt? daß der Kläger 1924 "und noch

länger“ beschäftigt gewesen sei„ '

_ 7 _
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Gegenüber diesen von vornherein nicht verwertbar erscheinenden

Erklärungen haben lediglich XKMXXKKXXuDd KXXXXLX sowie der

Zeuge XKKEXKKXHKKErklärungen abgegeben, welche in einem Wider—
spruch zu den Beitragsunterlagen stehen° So soll der Kläger bei

der Abkehr des Zeugen XXKXXKKXX1mJahre 1959 schon einige Jahre
nicht mehr in Arbeit gestanden und nach der Bescheinigung des

Zeugen KXEKXKX im Jahre 1930 noch gearbeitet haben° Ausdrück—

lich wird vom Zeugen KKXKXKKKKKKXbGSCh€1H1gt‚ daß der Kläger

im Jahre 1929 auf der Zeche XKKKXXKK gearbeitet habe° Die Zeu—

_gen KKKXKKKK und KKXKXXX sind verstorben° Gegenüber ihren Er—

klärungen und der des Zeugen $pgßXmßxhg■ über ein Beschäfti—

gungsverhältnis des Klägers bei der Zeche im Jahre 1929 mußte

jedoch den Eintragungen in der Beitragskarte der Beklagten der

Vorzug gegeben werden° .

Abgesehen davon, daß nach den angestellten Ermittlungen die

Zeche hinsichtlich der früheren Arbeitskameraden des Klägers
_ihrer Meldepflicht nachgekommen ist, kann nicht angenommen wer—

den, daß die Nachtragung der Beitragskarte des Klägers im Falle

einer erneuten Beschäftigung auf der Zeche über einen derartig

langen Zeitraum hinweg unterblieben wäre° Die theoretische Mög—

lichkeit, daß für den Kläger bei zweimaliger Wiederanlegung

nach den erneuten Meldungen der Zeche etwa irrtümlicherweise

eine zweite Beitragskarte ausgestellt wurde, scheidet nach Auf?

fassung des Senats nach den überzeugenden Ausführungen der Be—

klagten im Termin deshalb aus, weil eine solche zweite Beitrags—'

karte von der Beklagten nicht ermittelt wurde, obwohl die Bei—

tragSkarten erhalten sind und ein solcher Irrtum in der Zeit

von 1924 bis 1934 zweifellos bemerkt worden wäre und die Be—

klagte zur Richtigstellung veranlaßt hätte° Das bei der Beklag—

ten übliche Verfahren läßt mit an Sicherheit grenzender Wahr—

scheinlichkeit unmöglich erscheinen, daß für den Kläger eine

zweite Karte oder überhaupt keine weitere Karte trotz erneuter

versicherungspflichtiger Beschäftigung ausgestellt wurde° Die

Meldungen der Zeche über die Anlegung und Abkehr ihrer Arbeiter

werden nicht nur in der Beitragskarte vermerkt° Die entsprechen—

den Unterlagen werden vielmehr auch zu den Beitragsakten der

einzelnen Versicherten genommen° Wenn auch die Beitragsakte des

Klägers nicht mehr vorliegt, wäre es doch mit Sicherheit in den

Jahren 1924 bis 1934 bei der Bearbeitung der Beitragsvorgänge

._8_
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durch die Beklagte aufgefallen, wenn für den Kläger irrtüm—

licherweise zwei Beitragskarten oder Beitragsakten vorgelegen

hätteno Der Kläger wäre zudem von der Zeche bei einer erneuten

Anlegung unter Mitteilung des Geburtsdatums als wiederangelegt

gemeldet worden, so daß zwangsläufig auf die alte Beitragskar—

te zurückgegriffen werden wäre, Ebenso wären aber auch die
seit dem Jahre 1926 notwendigen laufenden Meldungen in der Bei—

tragskarte vermerkt worden° Diese Eintragungenxveist die Bei— (

tragskarte des Klägers ebenfalls nicht auf°

In Anbetracht dieser Umstände hat sich der Senat nicht davon

überzeugen können, daß für den Kläger in dem strittigen Zeit—

raum Beiträge zur Knappschaft entrichtet wurden.

Solange der Kläger nicht in der Lage ist, durch Vorlage ge—

eigneter Beweismittel den Nachweis der Unvollständigkeit der

Unterlagen der Beklagten zu erbringen, muß es bei der im Be—

scheid vom 10° November 1951 errechneten Rentenleistung ver—

bleiben ...... "

Das LSGer„ hat die Revision nicht zugelassen° Das Urteil wurde

dem Kläger am 13° November 1954 zugestellt„ Er hat hiergegen

am 8° Dezember 1954 durch den Rechtsberater'xxxxxvaom DGB

— Bundesrechtsstelle — , Kassel, Revision eingelegt und diese

am 22„ Dezember 1954 begründet°

Er rügt als wesentlichen Verfahrensmangel die Verletzung der

Amtsermittlungspflicht durch das LSGeru; dieses hätte noch

eine Auskunft bei dem Finanzamt und bei der Gewerbeabteilung

der Stadtverwaltung einholen müssen, um festzustellen, ob der

Kläger in der strittigen Zeit selbständig oder unselbständig

gewesen sei; weiterhin hätten die benannten Zeugen_und auch

der Kläger selbst vernommen werden müssen„

Er beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückzuverweisenq

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu ver-werfen°

Sie verneint das Vorliegen eines wesentlichen Verfahrensman—

gels°
__9-
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ntsgheigyxlsssriieéa„_

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begrün—

det worden, sie ist auch statthaft, weil das Verfahren des
_

LSGer° an einem schlüssig gerügten wesentlichen Verfahrens—

mangel leidet (@ 162 Abs° 1 Nr, 2 SGG)°

Das LSGer° geht ohne Rechtsirrtum davon aus, daß der noch

streitige Anspruch ausschließlich davon abhängt, ob der Kläger

für die Zeit von 1924 bis 1934 Beiträge entrichtet hat, daß da—

gegen die Ausübung einer versicherungspflichtigen Tätigkeit

während dieser Zeit allein nicht ausreicht, da in der Renten—

versicherung nur entscheidend ist, ob die Beiträge auch tat—

sächlich entrichtet sind,

Es hat auch zu Recht angenommen, daß der Nachweis für die Ent—

richtungoder Nichtentrichtung von Beiträgen überzeugend durch‘ > 1

die Akten und Beitragskarten der Beklagten erbracht werden “,

kann, dieser Nachweis aber u,U° durch andere Beweise, z,B„
durch Unterlagen der Zeche, aus denen sich ergibt, daß in Wirk—

lichkeit die strittigen Beiträge doch abgeführt werden sind, ent—

kräftet werden kann, daß dagegen der Nachweis der Ausübung

einer versicherungspflichtigen Beschäftigung während dieser

Zeit für sich allein grundsätzlich jedenfalls dann nicht den

fehlenden Nachweis der Entrichtung der Beiträge ersetzen kann,

wenn die Beitragsunterlagen der Beklagten vorhanden und

in dieser keine Beiträge für die strittige Zeit vermerkt sind°

Wenn auch die Gründe des angefochtenen Urteils insoweit nicht

ganz ohne Widerspruch sind, muß doch davon ausgegangen werden,

daß das LSGer, wegen der Besonderheiten dieses Falles ausnahms—

weise den Beweis der Ausübung der versicherungspflichtigen Be—

schäftigung während des strittigen Zeitraumes gleichzeitig

’auch als Nachweis der Entrichtung der Beiträge ansehen wollte,

wenn dieser Beweis unzweideutig hätte erbracht werden können;

denn es hat die verschiedenen schriftlichen Erklärungen der

benannten Zeugen, die nur über die Beschäftigung, nicht aber

über die Entrichtung der Beiträge Erklärungen abgeben konnten,

einer Würdigung unterzogen, Ob das LSGer° seine Feststellungen

auf Grund dieser Beweise überhaupt hätte treffen dürfen, kann
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von dem erkennenden Senat in diesem Verfahren schon deshalb

nicht untersucht werden, weil eine die Beweiswürdigung be—

treffende Verfahrensrüge nicht erhöhen ist„ Der Senat mußte

daher die vom Kläger erhobene Rüge der mangelnden Sachauf—

klärung insoweit unter Beachtung des Standpuhkts des LSGer„

überprüfen° Diese Überprüfung ergibt aber, daß das LSGer„

seiner Amtsermittlungspflicht nicht genügt hat„ Die einge—

reichten Bescheinigungen der Vorgesetzten und Arbeitskame—

raden des Klägers über die Tätigkeit des Klägers von 1924

bis 1954 sind der Beklagten bzw° dem KÖVA vorgelegt worden
und konnten von letzterem nach dem vor dem Inkrafttreten des

SGG geltenden Verfahrensrecht verwertet werden° Wenn auch im

Gegensatz hierzu seit dem Inkrafttreten des SGG ein solches

Verfahren nicht mehr statthaft ist, die Zeugen vielmehr

grundsätzlich vernommen werden müssen (@_117 SGG), besteht
für das LSGero als Berufungsinstanz in derartigen Übergangs—

fallen doch an sich nicht die Pflicht, derartige Beweise in

der jetzt vorgesehen Form zu wiederholen° Wenn allerdings

aus solchen Bescheinigungen kein klares Bild von den streiti—

gen Tatsachen zu gewinnen ist, hat das LSGer° nach @ 105 SGG

die Pflicht9 weitere Nachforschungen anzustelleny gegebenen—

falls also aus diesem Grunde die Vernehmung der Zeugen durch„
zuführen° Da im vorliegenden Falle die eingereichten Be—

scheinigungen Zweifel aufkommen lassen, ob der Kläger nicht

doch von 1924 bis 1934 auf der Zeche gearbeitet hat, hätte

das LSGer„, wenn auch nicht alle, so doch einige der benann—
Vten Zeugen vannhmeh müssen° Es erscheint nicht unwahrschein—

lich9 daß diese bei einer Vernehmung u„U„ etwas Genaueres

hätten aussagen können; denn es ist eine bekannte Tatsache,

daß Zeugen vielfach erst bei ihrer Vernehmung durch den Rich«

ter Aussagen machen, die sie vorher unterlassen haben, da

sie deren Bedeutung für den Rechtsstreit nicht erkannt hatten‘

Da die Zeugen KKXXKKNX und KKXKXXX inzwischen verstorben sind

hätten zumindest die Zeugen KXKKKKKXXKKKKKXKKKKKHEKKKYKKKKKX

XKXX vernommen werden müssen° Besonders schwerwiegend er—
scheint es‚ daß das LSGer° den Bekohlungsmeister gxxxxxx
nicht vernommen hat‚ der doch zumindest für das Jahr 1925

sehr bestimmte Angaben machen zu können scheint und der zudem

nicht etwa vom_Kläger befragt‚ sondern ganz unabhängig davon.
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seine Angaben gemacht hat, Es bestand die Möglichkeit, daß
gerade durch seine Vernehmung eine weitere Klärung der Ange—

legenheit hätte herbeigeführt werden können. Das LSGer° hat

hierdurch die Grenzen des ihm nach @ 128 SGG zustehenden Rechts,
den Umfang der von ihm zu erhebenden Beweise frei zu bestim—

men, ersichtlich überschritten und hat daher gegen seine Amts—

ermittlungspflicht verstoßen, Das Verfahren leidet somit an
einem wesentlichen IViangel° ' "

Die Revision ist auch begründet, da das angefochtene Urteil

anders hätte ausfallen können, wenn dieser Mangel nicht vor—
läge„

Da es nach 5 163 SGG an einer bindenden Feststellung, ob die
strittigen Beiträge entrichtet oder nicht entrichtet sind,

mangelt, mußte das angefochtene Urteil aufgehoben und die
‚

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSGer°

zurückverwiesen Werden°

Das LSGer° wird, falls es weiterhin der Auffassung ist, daß

in diesem Einzelfall durch den Nachweis der versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung der durch die Beitragskarte der Be—

klagten erbrachte Beweis widerlegt werden kann, die erwähnten“

Zeugen zu vernehmen haben, Wenn es dagegen diese Auffassung

nicht aufrechterhält, wird es erneut zu prüfen haben, ob nicht

bei Nachweis der versicherungspflichtigen Beschäftigung davon
ausgegangen werden muß, daß die Beiträge an die LVA. in XXXKKXX

abgeführt sein könnten, Hierbei wird es zu untersuchen haben,

ob nicht der Kläger entgegen seiner bisherigen Angaben viel—

leicht doch bei einer Unternehmerfirma beschäftigt gewesen

ist° Es besteht bei den seinerzeit recht unübersichtlichen Ver—

‘ hältnissen zwischen Zechen und Unternehmerfirmen immerhin die

Möglichkeit, daß sich der Kläger vielleicht selbst darüber '

geirrt hat, ob er seinerzeit bei der Zeche selbst oder bei

einem auf der Zeche eingesetzten Unternehmer geführt werden

ist, Wenn>die Zeugenvernehmuhgen ergeben, daß der.Kläger in der

damaligen zeit tatsächlich auf der Zeche xxxxXxxxxgearbeitet

hat, andererseits aber keine Beiträge an die Beklagte abgeführt

werden sind, kann immerhin die Möglichkeit bestehen, daß der

Kläger bei einem auf der Zeche eingesetzten Unternehmer be—*

schäftigt gewesen ist° Zwar bestände dann die Möglichkeit, daß
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dieser Unternehmer die Beiträge nicht abgeführt hat° Es würde

aber zu prüfen sein? ob nicht angesichts der Tatsache, daß

die Unterlagen der LVA° Westfalen in KXKXXXX durch Kriegsein—

wirkung vernichtet sind, deshalb der Nachweis der Entrichtung

der Beiträge an die LVA° ausnahmsweise durch den Nachweis der

Verrichtung einer versicherungspflichtigen Beschäftigung als

erbracht angesehen werden kann„ Sollte das LSGer° zu diesemx

Ergebnis kommen, wären diese Beiträge insoweit von der Beklag—

ten bei der Berechnung der Invalidenrente mitzuberücksichti—

gen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vor—

behalten°
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